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3-Säulen-Prinzip 

der Schweiz; Kenn-
zahlen 2011/2012 

 
Das Vorsorgesystem der 
Schweiz basiert auf dem 
3-Säulen-Prinzip. Dieses 
Prinzip ist in Art. 111 der 
Bundesverfassung veran-
kert und soll eine umfas-
sende finanzielle Risikoab-
deckung bei Tod, Alter und 
Invalidität gewährleisten. 
 
1. Säule (gesetzliche 

Vorsorge) 

Die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung (AHV) 
und die Invalidenversiche-
rung (IV) bilden die 1. 
Säule. Zusammen mit all-
fälligen Ergänzungsleis-
tungen (EL) sollen sie die 
Existenz sichern.  

• minimale AHV-Rente: 
Fr. 13'920.- (monatlich 
Fr. 1'160.-).  

• maximale AHV-Rente: 
Fr. 27'840.- (monatlich 
Fr. 2'320.-).  

• Ehegattenrente: plafo-
niert auf 150% der ein-
fachen maximalen AHV-
Rente: Fr. 41'760.- 
(monatlich Fr. 3'480.-). 

2. Säule (Berufliche 

Vorsorge) 

Die berufliche Alters-, Hin-
terlassenen- und Invali-
denvorsorge (BVG) und 
das Unfallversicherungs-
gesetz (UVG) bilden die 2. 
Säule. Für Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen 

besteht in der Schweiz ein 
Obligatorium. Manche Ar-
beitgeber bieten zusätzlich 
zum Obligatorium ein Übe-
robligatorium an, welches 
die gesetzlichen Minima 
deutlich erhöhen kann. 
Zusammen mit der 1. 
Säule soll die berufliche 
Vorsorge die Fortführung 
der gewohnten Lebenshal-
tung, durch Ausrichtung 
von Leistungen im Alter, 
bei Tod oder Invalidität, in 
angemessener Weise er-
möglichen.  

Die Finanzierung der 2. 
Säule erfolgt nach dem 
Kapitaldeckungsverfahren 
durch die Anhäufung eines 
Vermögens. Dieses setzt 
sich aus Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberbeiträgen 
zusammen und wird mit 
einem jährlichen Zinssatz 
von 1.5% (seit 1.1.2012) 
verzinst.  

Um das Vorsorgeziel zu er-
reichen, sind die Leistun-
gen der 1. und 2. Säule 
aufeinander abgestimmt. 
Deshalb nennt man auch 
das massgebende Einko-
men, das in der Berufli-
chen Vorsorge versichert 
sein muss, koordinierter 
Lohn. Dieser berechnet 
sich aus dem Bruttojah-
reslohn minus Koordinati-
onsabzug. Der untere 
Grenzlohn ist das Jah-
reseinkommen (brutto), 
ab welchem sich der Ar-
beitnehmer obligatorisch 
BV versichern muss. Der 
obere Grenzlohn ist der 
maximal zu versichernde 

Verdienst (= 3-fache max. 
AHV-Rente) 

Grenzwerte ab 1.1.2011 

• Mindestjahreslohn (Ein-
trittsschwelle BVG): Fr. 
20'880.- 

• Koordinationsabzug: Fr. 
24'360.- 

• obere Limite des Jah-
reslohns: Fr. 83'520.- 

• maximal koordinierter 
Lohn: Fr. 59'160.- 

• minimal koordinierter 
Lohn: Fr. 3'480.- 

Der maximal versicherte 
Lohn gemäss UVG beträgt 
Fr. 126'000.- 

3. Säule (Private Vor-

sorge) 

Die 3. Säule dient der pri-
vaten Selbstvorsorge und 
ist freiwillig. Mit ihr lassen 
sich Vorsorgelücken 
schliessen. Ziel ist es, sich 
mit privaten Ersparnissen 
oder dem Kauf von Wohn-
eigentum eine weiterge-
hende Vorsorge aufzubau-
en. Die private Vorsorge 
unterteilt sich in die  

Säule 3a (gebundene 

Vorsorge): die maxima-
len Beiträge können vom 
zu versteuernden Ein-
kommen abgezogen wer-
den: 

• Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit 2. 
Säule: Fr. 6682.-.  

• Selbständige ohne 2. 
Säule dürfen max. 20% 
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ihres Erwerbseinkom-
mens, höchstens jedoch 
Fr. 33'408.- einzahlen.  

Sowohl die Laufzeit wie die 
Verfügbarkeit sind gebun-
den. Die Altersleistungen 
dürfen frühestens 5 Jahre 
vor dem ordentlichen AHV-
Alter bezogen werden. In 
folgenden Fällen können 
die Gelder der Säule 3a 
bezogen werden: 

• Finanzierung von 
selbstbewohntem 
Wohneigentum 

• Einkauf in Pensionskas-
se 

• Aufnahme einer selb-
ständigen Tätigkeit 

• Verlassen der Schweiz ( 
Auswanderung) 

• Vorsorgenehmer be-
zieht ganze IV-Rente 

• Tod des Vorsorgeneh-
mers 

und Säule 3b (freie 

Vorsorge): hierzu gehö-
ren Vorsorgearten, die 
nicht an eine gesetzliche 
Vorgabe mit bestimmter 
Laufzeit gebunden sind, 
wie Sparkonti, Aktien, An-
lagefonds, Obligationen, 
strukturierte Produkte, 
aber auch Lebens- oder 
Sparversicherungen sowie 
Wohneigentum und Betei-
ligungen. Die freie Vorsor-
ge kann je nach Art 
grundsätzlich jederzeit 
aufgelöst und ausbezahlt 
werden. 

Die Beiträge an die Säule 
3b sind während des 
Sparprozesses steuerlich 
nicht begünstigt.  

 
Anmassung der 
Zeichnungs-

berechtigung kann 
fristlose Kündigung 

rechtfertigen 

Masst sich ein Mitarbeiter 
eine Zeichnungsberechti-
gung an, so wird dies vom 
Bundesgericht als „krassen 
Treuebruch“, gewertet, 
der es rechtfertigt, den 
Mitarbeiter fristlos zu ent-
lassen. 

Das Bundesgericht urteilte 
in einem Fall, in welchem 
ein Arbeitnehmer auf ei-
nem Formular (Anmeldung 
zur Weiterbildung) unter 
der Rubrik „Arbeitgeber“ 
den Firmenstempel und 
seine Unterschrift an-
brachte, obwohl er nicht 
über die Zeichnungsbe-
rechtigung verfügte. In 
diesem konkreten Fall er-
weckte der Mitarbeiter den 
Anschein, sein Arbeitgeber 
verpflichte sich zur Bezah-
lung des Kursgeldes.  

Gemäss Bundesgericht sei 
das Verhalten des Arbeit-
nehmers geeignet gewe-
sen, das Vertrauen des 
Arbeitgebers in seine 
Loyalität nachhaltig zu 
zerstören. Ob durch dieses 
Verhalten eine tatsächliche 
Schädigung des Arbeitge-
bers eintritt, sei mit Blick 
auf die Frage, ob dem Ar-
beitgeber die Fortsetzung 
des Arbeitsverhältnisses 
zuzumuten sei, nicht aus-
schlaggebend. Die fristlose 
Entlassung sei auch ge-
rechtfertigt, wenn der Ar-
beitnehmer durch sein 
Verhalten bezeugt, dass er 
bereit ist, gegenüber Drit-
ten die Eingehung einer 
namhaften finanziellen 
Verpflichtung durch den 
Arbeitgeber vorzutäu-
schen.  

Die Verteidigung wertete 
den Betrag von Fr. 
6'800.00 als Bagatelle. 
Das Gericht widersprach 
und deutete das Verhalten 
des Arbeitnehmers als 

nachhaltige Zerstörung 
der Loyalität und Inkauf-
nahme der Schädigung 
des Arbeitgebers. (Quelle: 
BGE 4A_346/2011) ���� 
 
 

 
 

 
Neuerungen bei der 

Zollanmeldung per 

1. Januar 2012 
 
Im Rahmen der Anpas-
sung der Verordnung über 
die Statistik des Aussen-
handels werden höhere 
Anforderungen an die 
Zollanmeldung gestellt: 

Bei der elektronischen 
Zollanmeldung gilt neu die 
Pflicht, dass die Rech-
nungswährung bei Ein- 
und Ausfuhren anzugeben 
ist. Bezieht sich die Zoll-
anmeldung auf mehrere 
Rechnungen in unter-
schiedlichen Währungen, 
so muss diejenige Wäh-
rung angegeben werden, 
die den grössten Anteil am 
Warenwert ausmacht. 

Bei der Einfuhr sind neu 
zwei Länder zu melden: 
das Ursprungs- und das 
Versendungsland (bis En-
de 2011 nur das Erzeu-
gungsland). � 
 

 

Begriff: Erwerbstä-

tigkeit von längerer 

Dauer 
 
Das Bundesgericht hatte 



im Zusammenhang mit 
der Prüfung von Entschä-
digungsansprüchen eines 
"Durchdieners" aus der 
Erwerbsersatzordnung 
(EO) darüber zu entschei-
den, was als "Erwerbstä-
tigkeit von längerer Dau-
er" zu gelten hat. Es stell-
te fest, dass der Begriff 
der Erwerbstätigkeit von 
längerer Dauer eine min-
destens einjährige oder 
unbefristete Erwerbstätig-
keit erfordere. (BGE 
9C_364/ 2009 vom 

10.6.10) 

 

 

 
 

 

Beweisangebot bei 
Einsprache gegen 

eine Ermessens-
veranlagung genügt 

 
Das Bundesgericht hat 
entschieden, dass die Ein-
sprache gegen eine Er-
messenseinschätzung nur 
wegen offensichtlicher Un-
richtigkeit zulässig ist. Die 
Einsprache ist zu begrün-
den und muss allfällige 
Beweismittel nennen (Art. 
132 Abs. 3 DBG). Die Er-
fordernisse der Begrün-
dung und der Nennung der 
Beweismittel stellen bei 
Einsprachen gegen Ermes-
senseinschätzungen Pro-
zessvoraussetzungen dar. 
Der Nachweis der offen-
sichtlichen Unrichtigkeit ist 
umfassend zu führen. In 
Bezug auf die Beweismittel 
verlangt das Gesetz je-
doch nur ein Beweisan-
gebot. Die Beweismittel 

müssen nicht zwingend 
der Einspracheschrift bei-
gelegt werden, sondern es 
ist bei entsprechendem 
Beweisangebot Sache der 
Einsprachebehörde, die 
angebotenen Beweise ein-
zuverlangen. (Quelle: BGE 
2C_504/ 2010 vom 

22.11.11) ���� 

 
 

Meldeverfahren zur 

Verrechnungs-
steuer verschärft 
 
Das Bundesgericht hat 
hinsichtlich der Anforde-
rungen für die Deklaration 
der Verrechnungssteuer 
im Meldeverfahren einen 
wichtigen Entscheid ge-
fällt, der von der eidg. 
Steuerbehörde neu konse-
quent umgesetzt wird.  

Bei Dividendenzahlung in 
der Schweiz ist eine Ver-
rechnungssteuer von 35% 
geschuldet. Der Aktionär 
kann die ihm belastete 
Verrechnungsteuer bei 
Vorliegen der entspre-
chenden Voraussetzungen 
ganz oder teilweise zu-
rückfordern. Von diesem 
Grundsatz kann bei einer 
Dividende aus einer we-
sentlichen Beteiligung 
abgewichen werden. Im 
innerstaatlichen Verhältnis 
kann in diesem Fall die 
Verrechnungssteuer ge-

meldet statt entrichtet 
werden. 

Neu muss die Deklaration 
der Verrechnungssteuer 
im Meldeverfahren in allen 
Fällen zwingend inner-

halb von 30 Tagen nach 

der Fälligkeit der Divi-

dende erfolgen. Dies gilt 
sowohl bei Dividendenzah-
lungen zwischen inländi-
schen Unternehmungen 
als auch bei Zahlungen an 
ausländische Anteilseig-

ner. Die Steuerbehörde 
prüft seit kurzem die Ein-
haltung dieser Frist konse-
quent.  

Wird diese Frist verpasst 
hat der Steuerpflichtige 
das Recht auf das Melde-
verfahren verwirkt. In die-
sem Fall muss die Ver-
rechnungsteuer abgeführt 
und vom Aktionär wieder 
zurückgefordert werden. 
Zudem ist ein Verzugszins 
von 5% ab dem dreissigs-
ten Tage nach Fälligkeit 
der Dividende bis zur Zah-
lung der Steuer geschul-
det. Weiter kann die Steu-
erverwaltung wegen Miss-
achtung der Frist eine 
Busse aussprechen.  

Die Formulare sollten mit 
eingeschriebenem Brief an 
die eidg. Steuerverwaltung 
geschickt werden. Die 
Sendung ist spätestens am 
letzten Arbeitstag vor dem 
Ende der Frist der Post zu 
übergeben. (Quelle: BGE 
2C_756/ 2010 vom 

19.1.11) ���� 

 

 
 

 
Beteiligungen gel-

ten als Geschäfts-
vermögen bei enger 

Beziehung zur be-
ruflichen Tätigkeit 
 
In einem kürzlich ver-
öffentlichten Entscheid ur-
teilte das Bundesgericht 
über die Zuweisung von 
Beteiligungen von Einzel-
unternehmern an das Ge-



schäfts- oder Privat-
vermögen. 

Es bestätigte dabei seine 
ständige Praxis, wonach 
Gewinne aus dem Verkauf 
von Vermögensgegenstän-
den steuerbar sind, wenn 
sie sich aus irgendeiner 
auf Erwerb gerichteten, 
über die schlichte Vermö-
gensverwaltung hinaus-
gehende Tätigkeit erge-
ben. Dabei ist es egal, ob 
die Tätigkeit im Haupt- 
oder Nebenberuf, regel-
mässig wiederkehrend 
oder nur einmal ausgeübt 
wird.  

Beteiligungen stellen sog. 
alternative Vermögens-

werte dar, die entweder 
Privat- oder Geschäftsver-
mögen sind. Im Gegensatz 
zu Liegenschaften ist eine 
gemischte, d.h. teils ge-
schäftliche, teils private 
Nutzung nicht möglich. Die 
Zuweisung erfolgt danach, 
welche tatsächliche Ver-
wendung der Beteiligung 
konkret zukommt. 

Gemäss dem Gericht sind 
Beteiligungen dann Ge-
schäftsvermögen, wenn 
sie in enger Beziehung zur 
beruflichen Tätigkeit ste-
hen. Das ist vor allem 
dann anzunehmen, wenn 
die Beteiligung dem In-
haber einen massgeb-
lichen oder sogar be-
herrschenden Einfluss auf 
eine Gesellschaft ver-
schafft, deren geschäft-
liche Tätigkeit seiner eige-
nen entspricht oder diese 
sinnvoll ergänzt, was ihm 
erlaubt, seine ursprüng-
liche Geschäftstätigkeit 
auszudehnen. Eine Mehr-
heitsbeteiligung ist nicht 
zwingend notwendig. 
(Quelle: 2C_361/2011 

vom 8.11.11) ���� 

 

 

 

 

 
Abzüge von 3a Säu-

len-Beiträgen nur 
für Erwerbstätige 
 
Zum Abzug von Beiträgen 
an die Säule 3a sind ge-
mäss gesetzlicher Bestim-
mungen Arbeitnehmer und 
Selbständigerwerbende 
berechtigt. Diese Abzugs-
möglichkeit bedingt, dass 
die Berechtigten auch tat-
sächlich erwerbstätig sind. 
Bei der definitiven Aufgabe 
der Erwerbstätigkeit ent-
fällt die Möglichkeit der 
Beitragsleistung und somit 
auch die Möglichkeit eines 
Abzugs.  (Quelle: BGE 

2C_679/2010 vom 

24.1.11) ���� 
 

 

Missachtung eines 

Opt-out ist unlauter 
 
Im vorliegenden Fall be-
zieht sich das Opt-out 
(engl. to opt (for so-
mething) ‚optieren‘, ‚sich 
für etwas entscheiden‘) 
auf den ausdrücklichen 
Vermerk im Telefonver-
zeichnis/Telefonbuch, wo-
nach ein Kunde keine 
Werbemitteilungen oder 
Datenweitergabe wünscht. 
Wer diesen Vermerk miss-
achtet, handelt unlauter 
und kann eingeklagt wer-
den. (Quelle: Art. 3 UWG) 
���� 
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